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nie bedących Niemcami) 


Verordnung 
über die Sicherung von Steueransprüchen gegen Deutsche 
(Steuersicherungsverordnung für Deutsche). 


ĉi . "Vom 21. Juli 1943. 


Auf Grund des $'5 Abs.1 des Erlasses des 
Führers vom 12. Oktober 1939 (Reichsgesetzbl. I 
S. 2077) verordne ich: 


Geltungsbereich. 
yent § 1 i 


Diese Verordnung gilt für alle deutschen Steuer- 
pflichtigen im Sinne des $ 1 Abs.1 der Ein- 
kommensteuerverordnung für Deutsche vom 
29. Juni 1943 (VBIGG. S. 323) auf dem Gebiet der 
staatlichen direkten Steuern und Verkehrsteuern 
und der Gewerbesteuer einschließlich aller Zu- 
schläge, die zu diesen Steuern erhoben werden. 


Sicherungsverfahren. 


2 
Dinglicher Sicherheitsarrest. 


(1) Zur Sicherung von Ansprüchen, die im 
Zwangsverfahren beitreibbar sind, kann der Arrest 
in das bewegliche oder unbewegliche Vermögen 
des Pflichtigen angeordnet werden, wenn zu be- 
sorgen ist, daß sonst die Erzwingung der Leistung 
vereitelt oder wesentlich erschwert wird. ‚Der 
Arrest kann auch dann angeordnet werden, wenn 
der Anspruch noch nicht’ zahlenmäßig feststeht. 
Bei der Anordnung ist ein Geldbetrag zu be- 


stimmen, durch dessen Hinterlegung der Pflichtige 


die Beseitigung des Arrests und die Aufhebung des 
vollzogenen Arrests erreichen kann. ! 


4 


(2) Der Arrest in das bewegliche Vermögen wird 


von der Vollstreckungsbehörde nach den für das 
Steuerbeitreibungsverfahren im _ Generalgouver- 
nement geltenden Vorschriften vollzogen. 


(3) Der Arrest in das unbewegliche Vermögen 
wird auf Ersuchen durch Eintragung einer Vor- 
merkung in das Grundbuch (Hypothekenbuch) 
von dem Gericht vollzogen, bei dem das Grund- 
buch (Hypothekenbuch) geführt wird. 


(4) Ist das Grundstück nicht im Grundbuch 


(Hypothekenbuch) eingetragen, so erläßt das 
Deutsche Gericht auf Ersuchen durch Beschluß 
ein Veräußerungs- und Belastungsverbot. Gegen 
den Beschluß ist die sofortige Beschwerde zu- 
lässig. Eine Nachprüfung von Arresigrund und 
Arrestforderung durch das Gericht findet nicht 
statt. 


§ 83 
Persönlicher Sicherheitsarrest. 


\ 
Ein persönlicher Sicherheitsarrest ist nur zu- 
lässig, wenn er erforderlich ist, um die gefährdete 
Zwangsvollstreckung in das Vermögen des Pflich- 


tigen zu sichern. Bei der Anordnung des Arrests ` 


ist ein Geldbetrag zu bestimmen, dessen Hinter- 
legung den Arrest beseitigt. Das Deutsche Gericht 
des Wohn- und Aufenthaltsorts des Pflichtigen 
vollzieht den persönlichen Sicherheitsarrest nach 
S 933. der deutschen Zivilprozeßordnung. Das 
Deutsche- Gericht bestimmt die Beschränkungen 
der persönlichen Freiheit. 
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Säumniszuschlag. 


g4 
. (1) Wird eine Steuerschuld, die nach dem 
31. August 1943 fällig wird, nicht rechtzeitig ent- 
richtet, so ist mit dem Ablauf des Fälligkeits- 
tags ein einmaliger Zuschlag (Säumniszuschlag) 
verwirkt. 

(2) Wird eine Steuerschuld, die vor dem 1. Sep- 
iember 1943 fällig geworden ist, nicht bis zum 
Ablauf des 31. August 1943 entrichtet, so ist mit 
dem Ablauf des 31. August 1943 ein einmaliger 
-Zuschlag (Säumniszusehlag) verwirkt. 

(3) Der Säumniszuschlag beträgt 2 v.H. des 
rückständigen Steuerbetrags. 

(4) Neben dem Säumniszuschlag werden für die 
Zeit vom 1. September 1943 an keine Verzugs- 
zinsen erhoben. Stundungszinsen werden vom 
gleichen. Zeitpunkt an ebenfalls nicht mehr er- 
hoben. 

(5) Das Generalgouvernement zahlt’ für die Zeit 
vom 1,September 1943 an keine Steuerzinsen 
(weder bei Erstattung oder Vergütung noch bei 
Hinterlegung). 


Zuständigkeiten und Rechtsmittel. 


85 


(1) Für die Anordnung des dinglichen ($ 2) 
und des persönlichen ($ 3) Sicherheitsarrests, die 


Krakau, den 21. Juli 1943. 


Ersuchen an die Gerichte ($ 2 Abs. 3 und 4) ist 
der Kreishauptmann /Stadthauptmann (Finanz- 
inspekteur) zuständig, für die Anforderung des 
Säumniszuschlags ($ 4) das Steueramt. 


(2) Gegen die Anordnung des dinglichen und des 
persönlichen Sicherheitsarrests ist die Beschwerde 
an den Gouverneur des Distrikts, gegen die An- 
forderung des Säumniszuschlags die Beschwerde 
an den Kreishauptmann /Stadthauptmann (Fi- 


‚nanzinspekteur) zulässig. . 


Ermächtigung. 
S6 


Die Regierung des Generalgouvernements (Haupt- 
abteilung Finanzen) wird ermächtigt, die Vor- 
schriften dieser Verordnung ganz oder zum Teil 
auch auf nichtdeutsche Steuerpflichtige auszu- 
dehnen. Die Vorschriften der Verordnung über 
die Sicherung von Steueransprüchen gegen Nicht- 
deutsche (Steuersicherungsverordnung für Nicht- 
deutsche) vom 21. Juli 1943 (VBIGG. S. 408) finden 
insoweit keine Anwendung. 


Inkrafttreten. 
Sisi 


Diese Verordnung tritt am 1. September 1943 in 
Kraft. 


Der Generalgouverneur 
Frank 


Verordnung 


über die Sicherung von Steueransprüchen 
gegen Nichtdeutsche 
(Steuersicherungsverordnung 
für Nichtdeutsche). 


Vom 21. Juli 1943. 


Auf Grund des § 5 Abs.1 des Erlasses des 
Führers vom 12. Oktober 1939 Reichsgesetzbl. I 
S. 2077) verordne ich: 


Geltungsbereich, 
| 91 

Diese Verordnung gilt für alle Steuerpflichtigen, 
die nicht der Steuersicherungsverordnung für 
Deutsche vom 21. Juli 1943 (VBIGG. S. 407) unter- 
liegen, auf dem Gebiet der staatlichen direkten 
Steuern und Verkehrsteuern und der Gewerbe- 
steuer einschließlich aller Zuschläge, ae zu diesen 
Steuern erhoben VENOU 


Sicherungsverfahren. 


82 
Dinglicher 
Sicherheitsarrest. 
(1) Zur Sicherung von Ansprüchen, die im 
Zwangsverfahren beitreibbar sind, kann der 
Arrest in das bewegliche oder unbewegliche Ver- 


Rozporzadzenie 


w sprawie zabezpieczenia roszezen podatkowych 


w stosunku do osób nie bedących Niemcami 


| (rozporządzenie zabezpieczające podatki od osób 
nie bedacych Niemcami). 


Z dnia 21 lipca 1943 r. 


Na podstawie $ 5 ust. 1 Dekretu Führer’a z dnia 
12 października 1939 r. (Dz. U. Rzeszy Niem.. I 
str, 2077) rozporządzam: 


Zakres mocy obowiązującej. 
Sl 

Rozporzadzenie niniejsze stosuje sie do wszyst- 
kich osób obowiazanych do uiszezania podatku, 
ktöre nie podlegaja rozporzadzeniu o zabezpie- 
czeniu podatków od Niemców. z dnia 21 lipca 
1943 r. (Dz. Rozp. GG. str. 407), w zakresie pań- 
stwowych podatków bezpośrednich i podatków 
od obrotu oraz podatku przemysłowego łącznie 
z wszystkimi »dodatkami, wymierzanymi wraz 
z tymi podatkami, 


Postępowanie zabezpieczające. 


82 
Areszt zabezpieczajacy 
na rzeczach. 
(1) Celem zabezpieczenia roszczeń, Sciagalnych 
w postępowaniu przymusowym, może być zarzą- 
dzony areszt na majątku ruchomym lub. nieru- 
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mögen des Pflichtigen angeordnet werden,’ wenn 
zu besorgen ist, daß sonst die Erzwingung der 
Leistung vereitelt oder wesentlich erschwert wird. 
Der Arrest kann auch dann angeordnet werden, 
wenn der Anspruch noch nicht zahlenmäßig. fest- 
steht. Bei der Anordnung ist ein Geldbetrag zu 
bestimmen, durch. dessen Hinterlegung der Pflich- 
tige die Beseitigung des Arrests und die Aufhebung 
des vollzogenen Arrests erreichen kann. 


(2) Der Arrest in das bewegliche Vermögen 
wird von der Vollstreckungsbehörde nach den für 
das Steuerbeitreibungsverfahren im Generalgouver- 
nement geltenden Vorschriften vollzogen. 


(3) Der Arrest in das unbewegliche Vermögen 
wird auf Ersuchen durch Eintragung einer Vor- 
merkung in das Grundbuch (Hypothekenbuch) 
von dem Gericht vollzogen, bei dem das Grund- 
buch (Hypothekenbuch) geführt wird. 


(4) Ist das Grundstück nicht im Grundbuch 
(Hypothekenbuch) eingetragen, so erläßt das 
Burggericht auf Ersuchen ein Veräußerungs- und 
Belastungsverbot unter entsprechender Anwendung 
der Vorschrift des‘ Art. 856 der polnischen Zivil- 
prozeßordnung, 

S3 


Persönlicher Sicherheitsarrest, 


-Ein persönlicher Sicherheitsarrest ist nur zu- 
lässig, wenn er erforderlich ist, um die ge- 
fährdete Zwangsvollstreckung in das Vermögen 
des Pflichtigen zu sichern. Bei der Anordnung 
des Arrests ist ein. Geldbetrag. zu bestimmen, 
dessen Hinterlegung den ‘Arrest beseitigt. Das 
Burggericht des Wohn- und Aufenthaltsorts des 
Pflichtigen vollzieht den persönlichen Sicherheits- 
arrest unter entsprechender Anwendung der Vor- 


schriften der Art. 823 bis 831 der polnischen Zivil-. 


prozeßordnung. Die Haft darf die Dauer von sechs 
Monaten nicht übersteigen. 


Säumnisfolgen. 


§ 4 
Säumniszuschlag. 

(1) Wird eine Steuerschuld, die nach dem 
31. August 1943 fällig wird, nicht rechtzeitig ent- 
richtet, so ist mit dem Ablauf des Fälligkeitstags 
ein einmaliger Zuschlag (Säumniszuschlag) ver- 
wirkt. 

(2) Wird eine Steuerschuld, die vor dem 1. Sep- 
tember 1943 fällig geworden ist, nicht bis zum 
Ablauf des 31. August 1943 entrichtet, so ist mit 
dem Ablauf des 31. August 1943 ein einmaliger 
Zuschlag (Säumniszuschlag) verwirkt. 

`(3) Der Säumniszuschlag beträgt 2 bis 10 v. H. 
des rücksländigen Steuerbetrags. 


(4) Neben dem Säumniszuschlag werden für die 
Zeit vom 1. September 1943 an keine Verzußs- 
zinsen erhoben. Stundungszinsen werden vom 
gleichen Zeitpunkt an ebenfalls nicht mehr er- 
hoben. i 

(5) Das Generalgouvernement zahlt für die Zeit 
' vom 1. September 1943 an keine Steüuerzinsen 
(weder bei Erstattung oder Vergütung noch bei 
Hinterlegung). 


§ 5 
Säumnisstrafen. 


(1) Wer böswillig Steuerschulden nicht ihner- 
halb eines Monats nach Fälligkeit entrichtet, kann 


chomym obowiazanego do uiszczenia, jeżeli. za- 
chodzi obawa, iż w innym wypadku przymusowe 
ściągnięcie świadczenia będzie uniemożliwione 
lub znacznie utrudnione. Areszt zarządzić można 
także wtedy, “gdy roszczenie nie jest jeszcze licz- 
bowo ustalone. Przy zarządzeniu tym należy okre- 
slić kwotę pieniężną, przez złożenie której obo- 
wiązany do uiszczenia może osiągnąć usuniecie 
aresztu i uchylenie wykonanego aresztu. 

(2) Areszt na majątku ruchomym wykonuje 
władza egzekucyjna według przepisów obowiązu- 
jacych w postępowaniu o ściąganiu podatków 
w Generalnym Gubernatorstwie. 

(3) Areszt na majatku nieruchomym wykonuje 
na wniosek sąd, przy którym prowadzona jest 
księga gruntowa (księga hipoteczna), przez wpis, 
adnotacji do księgi gruntowej (księgi hipotecznej). 


(4) Jeżeli nieruchomość nie jest wpisana do 
księgi gruntowej (ksiegi hipotecznej), to sąd 
grodzki wyda na wniosek zakaz zbywania i ob- 
ciążania przy odpowiednim zastosowaniu prze- 
pisu art. 856 polskiego kodeksu postępowania cy- 
wilnego . 
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Osobisty areszt zabezpieczający, 


Osobisty areszt zabezpieczający dopuszczalny 
jest tylko wtedy, gdy jest on konieczny, by zabez- 
pieczyć. zagrożoną egzekucję z majątku obowia- 
zanego dò uiszczenia. Przy zarządzeniu aresztu 
określić należy kwotę pieniężną, uiszczenie któ- 
rej usuwa areszt. Sąd grodzki miejsca zamieszka- 
nia i miejsca pobytu obowiązanego do uiszczenia 
wykonuje osobisty areszt zabezpieczający przy 
odpowiednim zastosowaniu przepisów art. 823 do 
831 polskiego kodeksu postępowania cywilnego. 
Areszt nie może trwać dłużej niż sześć ee 


\ 


Skutki zwłoki. 
§ 4 
Dodatek za zwłokę, 


(1) Jeżeli należność podatkowa, płatna po dniu 
31 sienpnia 1943 r., nie zostanie w przepisanym 
czasie uiszczona, pociąga to za sobą z upływem 
dnia płatności jednorazowy dodatek (dodatek za 
zwłokę). 

(2) Jeżeli należność podatkowa, płatna przed 
dniem 1 września 1943 r., nie zostanie do upływu 
dnia ‚31 sierpnia 1943 r. uiszezona, pociąga to za 
soba z uplywem dnia 31 sierpnia 1943 r. jed- 
norazowy dodatek (dodatek za zwloke). 

(3) Dodatek za zwłokę wynosi 2 do 10/0 za- 
ległej kwoty podatkowej. 

(4) Obok podatku za zwłokę nie wymierza się 
za.czas od dnia 1 września 1943 r. żadnych od- 
setek za zwłokę. Odsetki za moratorium nie będą 
również od tegoż czasokresu wymierzane. 


(5) Generalne Gubernatorstwo nie płaci za czas 
od dnia 1 września 1943 r. żądnych odsetek od 
podatków (ani przy zwrotach lub wynagrodze- 
niach ani przy złożeniu). 


$5 4 
Kary za zwłokę. 


(1) Kto złośliwie nie uiszcza należności podat- 
kowych w ciągu jednego miesiąca po płatności, 


des. Distrikts. 
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mit Arrest bis zu drei Monaten bestraft werden. | może być ukarany aresztem do trzech miesiacy. 
Beim Vollzug der Strafe kann bestimmt werden, | Przy: wykonaniu kary może być postanowione, 
daß die Strafe in einem Verwaltungsstraflager | iz kare odbywa sie w obozie karno-administra- 
zum Zwecke der Heranziehung des Bestraften zu | cyjnym w celu pociągnięcia ukaranego do społecz- 
gemeinnütziger Arbeitsleistung verbüßt wird. | nie pozyteeznego świadczenia pracy. Jeżeli takie 
Werden solche gemeinnützigen Arbeitsleistungen | społecznie pożyteczne świadczenia pracy wynagra- 
von dritter Seite entlohnt, so wird der Lohn zur | dza strona trzecia, to używa sie wynagrodzenia 
Deckung der Unterhaltskosten des Bestraften ver- | do pokrycia kosztów utrzymania ukaranego. 

wendet. 


(2) Wer bereits einmal nach Abs.1 bestraft (2) Kto został już raz według ust, 1 ukarany, 
worden ist, kann im Wiederholungsfall auf un- | może byé w powtórnym wypadku skierowany na 
bestimmte Zeit in ein Arbeitsstraflager eingewiesen | czas nieokreślony do karnego obozu pracy. W ten- 
wèrden. In gleicher Weise kann verfahren werden, | że sposób można postąpić, gdy zwłoki, którą za- 
wenn die Säumnisse, deren sich der Pflichtige bei | wini} obowiązany- do uiszczenia przy płaceniu na- 
Zahlung von Steuerschulden schuldig gemacht | leżności podatkówych, dopuszczono się-w szcze- 
hat, unter besonders schwerwiegenden Umständen | gólnie ciężkich okolicznościach lub gdy óbowią- 
begangen worden sind oder wenn der Pflichtige | zany’ do uiszczenia powtórnie w ciągu jednego 
wiederholt böswillig Steuerschulden innerhalb | miesiąca po płatności złośliwie nie uiścił należ- 
eines Monats nach Fälligkeit nicht entrichtet hat. | ności podatkowych. 


Zuständigkeiten und Rechtsmittel. Właściwości i środki prawne. 
$ 6 § 6 
(1) Für die Anordnung des dinglichen (§ 2) (1) Do zarządzenia aresztu zabezpieczajacego 


und des persönlichen ($ 3) Sicherheitsarrests, die | na rzeczach ($ 2) i osobistego ($ 3), wniosków 
Ersuchen an die Gerichte ($ 2 Abs. 3 und 4) und | do sądu ($ 2 ust. 3'i 4) i żądania dodatku za 
die Anforderung des Säumniszuschlags (§ 4) ist | zwłokę (§ 4) wlasciwym jest urząd skarbowy, do 
das Steueramt zuständig, für die Entscheidung | rozstrzygnięcia według § 5 ust.'1 starosta powia- 
nach $ 5-Abs. 1 der Kreishauptmann / Stadthaupt- | towy/starosta miejski, do skierowania do kar- 
mann, für die Einweisùng in ein Arbeitsstraflager | nego obozu pracy według § 5 ust. 2 policyjne wła- 
nach $ 5 Abs. 2 die Distriktspolizeibehörde. dze okręgu. : 


(2) Gegen die Anordnung des dinglichen und des (2) Na zarządzenie aresztu zabezpieczającego 
persönlichen Sicherheitsarrests und gegen die An- | na rzeczach i osobistego oraz na żądanie dodatku 
forderung des Säumniszuschlags ist die Be- | za zwłokę dopuszczalne jest zażalenie do ‚staro- 
schwerde an den Kreishauptmann / Stadthaupt- | sty powiatowego/starosty miejskiego (inspektor 
mann (Finanzinspekteur) zulässig, gegen die Ent- | skarbowy), na decyzję starosty powiatowego / 
scheidung des Kreishauptmanns / Stadthauptmanns | starosty miejskiego według $ 5 ust. 1. zażalenie 
nach $ 5 Abs. 1 die Beschwerde an.den Gouverneur. | do “gubernatora okręgu. 


Inkrafttreten. Wejście w życie. 
SE e 87 
Diese Verordnung tritt am 1.September 1943 Rozporządzenie niniejsze wchodzi w życie 
in Kraft. z dniem 1 września 1943 r. ; 
Krakau, den 21. Juli 1943. Krakau, dnia 21 lipca 1943 r. 
Der Gemeralgouverneur ` Generalny Gubernator 
Frank Frank 
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